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Drucksache Nr. 4384 


Kleine Anfrage Nr. 349 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP, FU (BP-Z) 

betr. Erhaltung der Schafzucht in der Bundes- 
republik. 


Die Bundesregierung wird ersucht, zu nachfolgenden Fragen Stellung 

zu nehmen: 

1. Die Schafbestände in der Bundesrepublik befinden sich seit einigen 
Jahren in ständigem Rückgang, so daß nach der Dezemberzählung 
1952 nur noch 1,5 Millionen Schafe vorhanden waren. Die Ab- 
nahme gegenüber 1935/38 beträgt 18 vom Hundert gegenüber 
1948 38 vom Hundert. Demgegenüber stieg der Weltschaf bestand 
seit 1947/48 um 8 vom Hundert. Diese Steigerung umfaßt 
sowohl überseeische Länder als auch europäische Länder mit 
intensiver Landwirtschaft. 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um einen weiteren land- und volkswirtschaftlich nicht zu verant- 
wortenden Rückgang der Schaf bestände zu verhindern? 

2 j Der Wert der Inlandserzeugung an Wolle betrug im Bundes- 
gebiet in den letzten Jahren etwa 30 Milk DM jährlich. Ein 
weiteres Absinken der Schafbestände wird den Devisenbedarf 
für Auslandswollkäufe, der 1952 über 460 Mill. DM betrug, 
von Jahr zu Jahr erhöhen. Jedes im Bundesgebiet abgeschaffte 
Schaf bedeutet durch Fortfall seiner Wolleistung einen um 
16. — DM erhöhten Devisenbedarf für Wollimporte. 1949 betrug 
die Eigenerzeugung an Schafwolle im Bundesgebiet 9 500 t, 1952 
nur noch etwa 6 400 t. 

Was gedenkt die Bundesregierung gegenüber dieser Entwicklung 
zu unternehmen? 

3. In den letzten Jahren betrug die Inlandserzeugung an Schafwolle 
etwa 8 bis 10 vom Hundert des Inlandswollbedarfs. Der Anteil 
geht von Jahr zu Jahr zurück. Wenn Ereignisse - auch außer- 
europäischer Art - eintreten, die nicht der Kontrolle der Bundes- 
republik unterliegen, oder wenn einmal die Devisen für Woll- 
importe nicht so unbeschränkt wie augenblicklich zur Verfügung 
stehen, kann der Fall eintreten, daß der deutsche Verbraucher 
und die Wollindustrie wieder einmal in erster Linie auf die in 
der Bundesrepublik erzeugte Wolle angewiesen sind, zumal die 
Kunstfaser Wolle nicht ersetzen kann und ihre Vorteile nur in 
Mischung mit Wolle voll zur Geltung bringt. 
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Glaubt die Bundesregierung es unter diesen Gesichtspunkten 
verantworten zu können, die Bundesrepublik in der Belieferung 
mit einem so wichtigen Rohstoff gänzlich vom Ausland abhängig 
zu machen und keine Maßnahmen gegen die Vernichtung der 
letzten inländischen Versorgungsmöglichkeit zu ergreifen? 

4. Der Inlandswollpreis war in den letzten Jahren stark schwankend 
und vielfach ungenügend. Die Indexzahl für Wolle betrug 1952 
durchschnittlich 115 (1938 = 100). Hierauf ist zum größten Teil 
der Rückgang der Schafbestände und damit der Inlandswoller- 
zeugung zurückzuführen. Andere Länder haben durch staatliche 
oder staatlich geregelte Maßnahmen dem Erzeuger einen Wollpreis 
gesichert, der die Erzeugungskosten deckt, und damit nicht nur 
ihre Schafbestände und die Inlandswollerzeugung erhalten, sondern 
noch vermehrt. Unter anderem seien Neuseeland, Australien, 
England, die Schweiz und die in liberalistischef Wirtschaftsführung 
stets als beispielhaft hin gestellten USA genannt. Im Bundesgebiet 
hat man jedoch bewährte Regelungen dieser Art, die andere 
Staaten ihren Maßnahmen zu Grunde gelegt haben, abgeschafft. 
Konkrete Vorschläge für einen angemessenen Preisausgleich wurden 
bisher von der Bundesregierung abgelehnt. 

Glaubt die Bundesregierung nicht, 

a) ähnliche Maßnahmen wie die der genannten Länder zur 
Erhaltung der letzten Reste der deutschen Schafzucht und 
der Wollerzeugung im Inland ergreifen zu müssen oder 

b) einen entsprechenden Zollschutz auf Wolle legen zu sollen? 

5. Da der Hammelfleischbedarf in der Bundesrepublik zur Zeit reich- 
lich und zu niedrigen Erzeugerpreisen gedeckt werden kann, sollte 
vermieden werden, noch zusätzlich aus dem Ausland Schlacht- 
schafe zu importieren. 

Ist die Bundesregierung gewillt, auch Sonderabmachungen über die 
Einfuhr von Schl acht schafen und Schaffleisch zu unterbinden, zumal 
Importe von Schlachtschafen und Schaffleisch in den Handelsver- 
trägen nicht vorgesehen sind? 

6. Eine Reihe von außerdeutschen Ländern übernimmt gern deutsche 
Schlachthammel, die sich dort infolge ihrer Qualität bereits gut 
eingeführt haben. Durch Regierungsmaßnahmen, entsprechende 
Berücksichtigung bei Handelsverträgen und gegebenenfalls Export- 
hilfen, wie sie der Industrie gewährt werden, kann die Schlacht- 
hammel- bzw. Hammelfleischausfuhr erheblich verstärkt werden. 

Gedenkt die Bundesregierung, in Zukunft entsprechende Maß- 
nahmen zu ergreifen? 

7. Auch bei ständig zunehmender Intensivierung der Landwirtschaft 
ist der Anfall an Futter, das nur vom Schaf genutzt werden 
kann, so groß, daß sehr viel mehr Schafe gehalten werden 
könnten, als es heute der Fall ist. Gerade in intensiven land- 
wirtschaftlichen Gegenden hat sich die Schaf zuclit zur Erhaltung 
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der Ackererträge als notwendig erwiesen. Unzählige süddeutsche 
Wanderschäfer sind auf die Einnahmen aus ihrer Schafherde 
- ihrem einzigen Besitz - angewiesen. Die Not der Schafhaltung 
ist heute vor allem ein Problem der Wanderschafhalter, der 
mittleren und kleinen landwirtschaftlichen Betriebe und der 
Einzelschafhalter, nicht der wenigen Gutsbetriebe. 

Glaubt die Bundesregierung, unter diesen Gesichtspunkten gegen- 
über der Vernichtung der deutschen Schaf bestände nichts unter- 
nehmen zu sollen? 


Bonn, den 26. Juni 1953 

Dr. Bau r (Württemberg) 
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